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� Es ist heute weithin gemeinsame
Überzeugung, dass die Integrati-

on von Migranten eine gesellschaftliche
und politische Schlüsselaufgabe dar-
stellt. Integration ist ein vielschichti-
ger und wechselseitiger Prozess. Er for-
dert Zuwanderer und Aufnahmegesell-
schaft gleichermaßen heraus. Gefragt
ist dabei nicht nur der Gesetzgeber;
auch die Kirchen und die vielen gesell-
schaftlichen Gruppen sind im Rahmen
ihrer Möglichkeiten gefordert.

Tatsächlich sind in der Gestaltung des
Zusammenlebens zwischen einheimi-
schen und zugewanderten Menschen
wichtige Schritte erst noch zu gehen.
Dramatische Vorgänge der jüngsten
Vergangenheit zeigen, dass die erhoffte
rechtliche und soziale Integration in
vielerlei Hinsicht noch nicht gelungen
ist. Doch zugleich wird Menschen, die
in hohem Maß integriert sind, ein dau-
erhaftes Aufenthaltsrecht vorenthalten.
In dieser Spannung begehen wir die
Woche der ausländischen Mitbürger /
Interkulturelle Woche 2006. Sie ruft
uns dazu auf, in neuer Weise über unse-
re Gesellschaft und über das Zueinan-
der von Einheimischen und Zugewan-
derten nachzudenken.

Dabei bleibt es nicht aus, einen Blick
auf die Wirkungen des Zuwanderungs-
gesetzes von 2005 zu werfen. Dieses
Gesetz sollte die Integration voranbrin-
gen und den längst überfälligen Per-
spektivwechsel von einer vornehmlich
auf Abwehr ausgerichteten hin zu einer
konstruktiven und pragmatischen Mi-
grationspolitik einleiten. Die vorläufige
Bilanz fällt jedoch insgesamt ernüch-
ternd aus. Dies betrifft insbesondere die

angekündigte, aber nicht erreichte Ab-
schaffung der so genannten Kettendul-
dungen. Sowohl unter dem Integrati-
onsaspekt als auch unter humanitären
Gesichtspunkten ist es bedauerlich, dass
für diese Personengruppe noch keine
befriedigende Lösung erreicht worden
ist. Wir werden uns deshalb weiterhin
für eine Regelung einsetzen, die den Be-
troffenen unter realistischen Bedingun-
gen ein Bleiberecht einräumt.

Zu beobachten ist zudem nach wie vor
eine Abschiebepraxis, die humanitären
Belangen nicht zureichend Rechnung
trägt und selbst solche Menschen er-
fasst, die sich bereits gut in unsere Ge-
sellschaft integriert haben. Abgescho-
ben werden auch Familien, deren Kin-
der hier aufgewachsen oder geboren
sind. Es sind ebenfalls Jugendliche nach
Vollendung ihres 18. Lebensjahres von
der Abschiebung betroffen, obwohl
ihre Familien ein Bleiberecht haben. So
werden Familien getrennt. Mehr noch:
Bei der geplanten Reform des Zuwan-
derungsgesetzes soll das Nachzugsalter
von Ehegatten auf 21 Jahre heraufge-
setzt werden, und sie sollen vor ihrer
Einreise auch dann deutsche Sprach-
kenntnisse vorweisen müssen, wenn sie
diese in ihrer Heimat gar nicht erwer-
ben konnten. Mit dem Schutz von Ehe
und Familie ist dies kaum vereinbar.
Zwangsehen, deren Bekämpfung drin-
gend erforderlich ist, werden sich mit
diesen Regelungen kaum verhindern
lassen. Durch solche Entwicklungen
droht vielmehr der gesellschaftliche
Konsens, der dem Zuwanderungsge-
setz zu Grunde lag und durch das Ge-
setz gefestigt werden sollte, wieder in
Frage gestellt zu werden.

Als Kirchen sind wir darum bemüht,
sowohl im eigenen Bereich als auch 
in die Gesellschaft hinein Anstöße für
ein gelingendes Zusammenleben mit
den Zugewanderten zu geben und uns
den immer wieder zu Tage tretenden
Tendenzen von Ausgrenzung, Diskri-
minierung und Gewalt in unserer Ge-
sellschaft gemeinsam zu widersetzen. 
Jedem Menschen kommt trotz aller
Unterschiede eine unumstößliche Wür-
de zu, die in Gott selbst gründet (Gen
1,26f). Sie ist unabhängig von gesell-
schaftlichen Bewertungsmaßstäben und
nicht an Bedingungen geknüpft.

In vielen Gottesdiensten und Veranstal-
tungen innerhalb der diesjährigen
»Woche der ausländischen Mitbürger /
Interkulturelle Woche« werden solche
Fragen und Probleme aufgegriffen.
Auch gelungene Beispiele für die Inte-
gration in dieser Gesellschaft kommen
zur Sprache. Wir hoffen, dass von den
zahlreichen Begegnungen in der Akti-
onswoche ermutigende Impulse und 
Signale ausgehen, die das Zusammenle-
ben von Einheimischen und Zugewan-
derten fördern und die nötigen Refor-
men in der Zuwanderungspolitik vor-
anbringen. Wir hoffen auf eine rege
Beteiligung und erbitten Gottes Segen
für alle Menschen. 
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